
































Chancengerechtigkeit ist die notwendige 
Ergänzung der Gleichheit vor dem Recht. 
Sie soll jedermann die Möglichkeit geben, 
sich in gleicher Freiheit so unterschiedlich 
zu entfalten, wie es der persönlichen Ei­
genart des einzelnen entspricht. Dazu ge­
hört zunächst ein gerechter Zugang zu al­
len Bildungseinrichtungen unter Aus­
gleich nachteiliger Vorbedingungen. 
Chancengerechtigkeit bezieht sich aber 
auch auf die Eröffnung von Mitsprache und 
Mitverantwortung, auf die Nutzung le­
benswichtiger Güter und auf den Erwerb 
persönlichen Eigentums. 
Chancengerechtigkeit schließt den Ver­
such aus, die menschlichen Existenzen als 
solche gleichzumachen. Wer dies wollte, 
dürfte nicht Chancen versprechen, weil sie 
immer nur nach den unterschiedlichen per­
sönlichen Anlagen des einzelnen genutzt 
werden können. Er müßte Gleichheit der 
Ergebnisse zusagen und damit von der Vor­
stellung ausgehen, der Mensch wäre total 
verfügbar. Wer die Menschen gleichma­
chen will, leugnet ihr zur freien Selbstbe­
stimmung geschaffenes verantwortliches 
Wesen. 

Datenschutz 
Die technischen Möglichkeiten der Infor­
mationsbeschaffung beschwören die Ge­
fahr eines Eingriffs in die Freiheits- und 
Privatsphäre der Bürger herauf. Hier tritt 
nach Auffassung der CDU die Aufgabe des 
Datenschutzrechtes ein. Datenschutz muß 
Schutz des Bürgers vor mißbräuchlicher 
Verwendung seiner Daten sein. Daten­
schutzrecht ist daher eine Ausprägung des 
Grundrechtsschutzes. 
Wesentliche Schwerpunkte für die CDU im 
Datenschutz sind: 
- In die grundrechtlich geschützte Privat- . 

sphäre des Bürgers darf nur aufgrund ei­
nes Gesetzes eingegriffen werden. 

- Der Schutz der persönlichen Daten des 
Bürgers muß im Grundgesetz und in der 
Landesverfassung abgesichert werden. 

- Die Kontrolle der Datenverarbeitung 
muß im Interesse des Bürgers wirkungs­
voll erfolgen. Dazu ist ein Parlaments­
ausschuß mit entsprechenden Kompe­
tenzen erforderlich. 
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- Beim Mißbrauch von persönlichen Daten 
des Bürgers muß dieser nach den Grund­
sätzen der Gefährdungshaftung einen 
Schadensersatzanspruch erhalten. 

- Die Auskunft an den Bürger über gespei-
cherte Daten muß gebührenfrei erfolgen. 

Aus den genannten Gründen setzt sich die 
CDU für die Änderung des Bremischen Da­
tenschutzgesetzes ein. 

Demokratisierung 
Die Demokratie als ein System freiheitli­
cher Konfliktregelung ist weder ein allge­
meines Gestaltungsprinzip der Gesell­
schaft noch lediglich Ordnungsprinzip des 
Staates. Die Anwendung demokratischer 
Prinzipien über den politischen Ordnungs­
rahmen des Staates hinaus auch in gesell­
schaftlichen Bereichen ist sinnvoll und 
wünschenswert, wenn vorhandene Interes­
sengegensätze auszutragen sind. Darum 
sind mehr Machtkontrolle, Wettbewerb, 
Öffentlichkeit, Durchsichtigkeit, InfoJilla­
tion und Mitwirkung in Staat und Gesell­
schaft nötig. 
Eine schematische übertragung demokra­
tischer Verfahren und Strukturen auf alle 
gesellschaftlichen Bereiche und Institutio­
nen unabhängig von ihren spezifischen 
Zwecken und Funktionen gefährdet dage­
gen individuelle Freiheitsrechte und führt 
zu weitgehender Funktionsunfähigkeit der 
jeweiligen Sachbereiche. Die konkrete 
Anwendung demokratischer Strukturen 
und Verfahren in nicht staatlichen Berei­
chen ist immer nur aus den Funktionen und 
Zwecken dieser Bereiche selbst zu begrün­
den. 

Denkmalpflege 
In der Denkmalpflege sieht die CDU den 
Auftrag, durch die Pflege erhaltenswerter 
Bausubstanz die Daseinsvorsorge und Le­
bensqualität des Menschen in der Gemein­
schaft zu sichern. Die Erhaltung histori­
scher Bauten und gewachsener Strukturen 
ist Grundlage für das historische, poli­
tisch-soziale .und geistige Selbstverständ­
nis einer Stadt und trägt zur Unverwech­
selbarkeit ihres Bildes bei. 
Versäumnisse in der Denkmalpflege leiten 
den Abriß historischer und lokaltypischer 

Bauten ein und fördern archltektonischen 
Wildwuchs, der zu einer Verelendung un­
serer Stadtlandschaft führt. 
Die CDU will bedrohte Bausubstanz unter 
Schutz stellen und durch Finanzierungshil­
fen im Rahmen privater und öffentlicher 
Förderungen ihre Restaurierung gewähr­
leisten. 
Der Denkmalschutz muß bei allen baupla. 
nerischen Oberlegungen der Stadtentwick­
lung berücksichtigt werden. Deshalb wird 
die CDU aus Gründen der besseren Effi­
zienz und baulichen Kontrolle dafür eintre­
ten, das Lcmdesamtfür Denkmalpflege dem 
Ressort des Senators für das Bauwesen zu 
unterstellen. 

Deutschland 
Eine Deutsche Nation bestand schon vor 
der staatlichen Einigung im Jahre 1871; sie 
hat auch die Teilung durch die Sieger­
mächte nach 1945 überdauert. Die CDU. 
bekennt sich daher voll zur Deutschen Na­
tion und zum Auftrag des Grundgesetzes, 
auch die staatliche Einheit Deutschlands 
wiederherzustellen. 
Die CDU verurteilt auf das schärfste die 
gewaltsame Trennung der beiden Teile 
Deutschlands und seiner Bürger durch die 
Sowjetunion und die Regierung der DDR. 
Sie wird jede Verfälschung des Begriffs der 
Deutschen Nation insbesondere durch die 
DDR bekämpfen. 
Die CDU fordert- im Bündnis mit den USA 
und der NATO-, eine Deutschlandpolitik, 
der das Urteil des Bundesverfassungsge­
richts zugrunde liegt. Sie wird darüber wa­
chen, daß weder die Bundesregierung noch 
der Bremer Senat eine dem Grundgesetz 
widersprechende Politik betreiben. 

Eigentum 
Die CDU bejaht das private Eigentum als 
wesentlichen Bestandteil unserer freiheit­
lichen Gesellschaftsordnung. Sie fördert 
die Bildung eines breitgestreuten und per­
sönlich verfügbaren Eigentums auch am 
Produktivvermögen. Persönliches Eigen­
tum gibt dem Bürger Entscheidungsmög­
lichkeiten und erhöht damit seine persönli­
che Freiheit. Privates Eigentum kann auf 
die Dauer nur garantiert werden, wenn es 

breit gestreut ist. Alle Bürger sollen die 
Chance des Zugangs zu den verschiedenen 
Formen des Eigentums erhalten. Alles Ei­
gentum unterliegt aber sozialen Pflichten; 
sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle al­
ler Bürger dienen (siehe Vermögensbil­
dung). 

Energie 
Unabdingbare Voraussetzung für sichere 
Arbeitsplätze ist eine sichere, ausrei­
chende und kostengünstige Energiever­
sorgung. Die CDU wird sicherstellen, daß 
die konventionellen Energieträger (wie 
z.B. Kohle, Öl, Gas, Wasser) ausgeschöpft 
werden, um den zukünftigen Energiebe­
darf zu decken. Auch bei optimaler Nut­
zung dieser Energieträger verbleibt auf 
längere Sicht eine Energielücke. Deshalb 
fordert die CDU, daß alle Anstrengungen 
unternommen werden, insbesondere durch 
verstärkte Forschungsförderung neue, si­
chere und umweltfreundliche Energiesy­
steme (wie z. B. Sonne, Wind) zu entwik­
keln. 
Die CDU tritt darüber hinaus dafür ein, daß 
alle Maßnahmen ergriffen werden, um 
Energieeinsparungen vorzunehmen. Ra­
tioneller Einsatz und sparsame Verwen­
dung sind dringend erforderlich, um den 
aufgrund des erforderlichen Wirtschafts­
wachstums notwendigen Energiever­
brauch so gering wie möglich zu halten. 
Die Einsparungspolitik muß sich auf alle 
möglichen Einsparungspotentiale in den 
Verbrauchersektoren Haushalte, Industrie, 
Verkehr und Energieumwandlung konzen­
trieren. 
Nach Auffassung der Bundesregierung und 
vieler Sachverständiger ist !!ine ausrei­
chende Energieversorgung nur unter Ein­
beziehung der Kernenergie möglich (II. 
Fortschreibung des Energieprogramms der 
Bundesregierung). Die Bundesregierung 
trägt für die Ermittlung des Energiebedarfs 
der Bundesrepublik Deutschland und da­
mit für den Anteil der Kernenergie ein­
schließlich der Zahl der Kernkraftwerke 
die volle Verantwortung, der sie sich nicht 
entziehen darf. 
Die CDU will, daß beim Einsatz dieser 
Energieart keine die Gesundheit der Be-
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völkerung und die Umwelt beeinträchti­
genden Risiken in Kauf genommen wer­
den. Bei Planung, Bau und Betrieb von 
Kernkraftwerken muß der jeweils neueste 
Stand der Sicherheitserfordernisse Berück­
sichtigung finden. Es dürfen weitere Kern­
kraftwerke erst endgültig in Betrieb ge­
nommen werden, wenn 

der sichere Transport des radioaktiven 
Materials gewährleistet, 

- die gefohrlose Wiederaufbereitung der 
Brennelemente garantiert, 

- die optimale Sicherung gegen unzuläs­
sige Einwirkungen Dritter auf die Kern­
kraftanlagen und des Transports von 
Kernmaterial gelöst sind und 

- eine gefahrlose Endlagerung der radio­
aktiven Abfallprodukte (Atommüll) si­
chergestellt ist. 

Entwicklungshilfe 
Die weltweit zunehmende Verflechtung 
der Volkswirtschaften, die Verschärfung 
des Nord-Süd-Konflikts, die Bevölke­
rungsexplosion in der dritten Welt und die 
zunehmende Verknappung von Rohstoffen 
und fossilen Energieträgern verlangen von 
uns, daß auch die Entwicklungshilfepolitik. 
des Landes Bremen verstärkt wird. Thr fi­
nanziell begrenzter Beitrag muß in erster 
Linie dazu dienen, in den ännsten Ländern 
der Erde menschenwürdige Lebensver­
hältnisse zu schaffen. Vor allem ist dafür 
Sorge zu tragen, daß dort die Befriedigung 
der menschlichen Grundbedürfnisse gesi­
chert wird. Nur so erhalten diese Länder die 
Chance, sich eigenverantwortlich sozial, 
wirtschaftlich und friedlich zu entwickeln. 
Die Pilotprojekte der bremischen Entwick­
lungshilfe, wie z. B. der Einsatz von Bio­
Gasanlagen in Entwicklungsländern, die 
Slumsanierung in indischen Städten und 
die Förderung der Fischereiwirtschaft, wie 
z. B. in Indonesien und Tunesien, sind ver­
stärkt fortzuführen. 
Eine langfristig ausgerichtete Entwick­
lungshilfepolitik darf nicht durch interna­
tionalen Protektionismus oder Dirigismus 
behindert werden. Die internationale Ar­
.beitsteilung und ein freier Zugang zu den 
Märkten sind Voraussetzungen dafür, daß 
Entwicklungshilfemaßnahmen zu . sich 
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selbst tragenden Entwicklungen in den be­
troffenen Ländern führen können. 

Erziehungsgeld 
Für die Persönlichkeitsentwicklung des 
Kindes ist es von ausschlaggebender Be­
deutung, daß es gerade in den ersten Le­
bensjahren die stetige Gegenwart und Für­
sorge zumindest eines Elternteils erfährt. 
Deshalb hat die CDU bereits 1978 für das 
Land Bremen die Einführung des Erzie­
hungsgeldes gefordert. Das Erziehungs­
geld soll grundsätzlich bis zur Vollendung 
des dritten Lebensjahres eines Kindes ge­
zahlt werden. Wegen der angespannten 
Haushaltslage hat jedoch die CDU als er­
sten Schritt vorgeschlagen, zunächst das 
Erziehungsgeld auf solche erwerbstätigen 
Mütter oder Väter zu begrenzen, die bereit 
sind, sofort nach der Geburt eines Kindes 
bzw. im Anschluß an die Mutterschutzfrist 
vorübergehend aus ihrem Beruf auszu­
scheiden. 
Die wesentlichen gesellschaftspolitischen 
Zielsetzungen für die Einführung des Er­
ziehungsgeldes sind: 
- ein wirtschaftliches Absinken der Fami­

lie durch Verzicht eines Elternteils auf 
Einkommen aus Erwerbstätigkeit soll 
verhindert werden, 

- in Schwangerschaftskonfliktsituationen 
soll die Entscheidung für das Kind er­
leichtert werden, 

- dem immer noch anhaltenden Geburten­
rückgang soll entgegengewirkt werden, 
damit auch Voraussetzungen für die 
langfristige Gewährleistung des Gene­
rationenvertrages in der Alterssicherung 
geschaffen werden, 

- dem sonst zwangsläufigen Trend soll 
entgegengewirkt werden, daß ein stän­
dig wachsender Anteil Kleinkinder unter 
drei Jahren wegen des Zwanges zur Er­
werbstätigkeit beider Elternteile oder 
eines allein erziehenden Elternteiles in 
Kinderkrippen betreut werden muß. 

Fachhochschulen 
Bei allen Reformüberlegungen soll die ei­
genständige Zielsetzung der Fachhoch­
schulstudiengänge erhalten bleiben, näm­
lich durch die Verbindung von Lehre und 

Praxis eine anwendungsbezogene wissen­
schaftliche Ausbildung zu vennitteln. Der 
pransbezogene BildWlgsauftrag der Fach­
hochschulen soll durch Lehrpersonen mit 
umfangreichen berufspraktischen Erfah­
rungen erfüllt werden. Die CDU lehnt inte­
grierte Studiengänge ab, denn sie befriedi­
gen weder die Erfordernisse der Berufs­
wirklichkeit noch berücksichtigen sie die 
Begabungsunterschiede der Studenten. 
Zur Verbesserung der Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Lehre sowie zur Erhöhung 
der Durchlässigkeit ist die Kooperation 
zwischen Universität und Fachhochschu­
len notwendig. Die Durchführung gemein­
samer Lehrveranstaltungen für Studenten 
der verschiedenen Hochschuleinrichtun­
gen darf aber nicht zur Senkung des wis­
senschaftlichen Niveaus führen. 

Fischwirtschaft 
Die Fischwirtschaft stellt für Bremerhaven 
einen strukturbestimmenden Wirtschafts­
zweig dar. Ende 1978 waren ca. 3000 Per­
sonen in der Hochsee- und Kutterfischerei 
beschäftigt. Rund 10 Prozent aller Arbeit­
nehmer in Bremerhaven sind direkt mit der 
Fischwirtschaft verbunden. Die Größen­
ordnung der von diesem Wirtschaftszweig 
abhängig Beschäftigten erhöht sich be­
trächtlich, wenn der Personenkreis hinzu­
gerechnet wird, der bei den im Fischereiha­
fen in Bremerhaven ansässigen Zuliefer­
und Dienstleistungsbetrieben tätig ist. 
Handel und Industrie sind in der Fischwirt­
schaft mitz. Z. 60 Betrieben repräsentiert. 
Im Jahr 1977 haben sich weltweit Verände­
rungen ergeben, die von einschneidender 
Bedeutung für den Fang und die Verarbei­
tung von Frischfisch sind. 70 Länder der 
Erde haben ihre Fischereizonen auf 200 
Seemeilen ausgedehnt. Die Europäische 
Gemeinschaft hat diesen Schritt ebenfalls 
vollzogen. Eine abschließende Einigung 
über die Fangquoten der beteiligten Län­
der im EG-Meer ist an der starren Haltung 
Großbritanniens bisher gescheitert. Das Fi­
schereiabkommen mit Island ist ausgelau­
fen. 
Um die Arbeitsplätze und die Existenzen 
der in der Fischwirtschaft tätigen Men­
schen zu sichern, ist es daher erforderlich, 

- umgehend Abkommen mit weiteren 
Drittländern über Fangquoten zu ver­
einbaren, 

- die Quotenregelung im EG-Meer zum 
Abschluß zu bringen, 

- die Produktion auf neue Fisc:harten aus­
zurichten, 

- neue Fanggebiete zu erschließen und 
anzulaufen, 

- Fahrzeuge zeitweilig stillzulegen, 
- durch das Abwracken veralteter bzw. 

unwirtscha.ftlicher Fahrzeuge eine Ka­
pazitätsanpassung vorzunehmen und 
durch staatliche Werbeaktionen den 
Fischverbrauch zu stimulieren. 

Flughafen 
Bremen, ausgerichtet auf die lebenswichti­
gen Wirtschaftszweige von Import und Ex­
port, kann auf einen Flughafen nicht ver­
zichten. Der Verkehrsflughafen Bremen 
dient in erster Linie als Zubringer zu den 
interkontinentalen Flughäfen in der Bun­
desrepublik Deutschland und in der Euro­
päischen Gemeinschaft (EG). 
Im Jahre 1978 wurden rund 670 000 Passa­
giere am Flughafen Bremen gezählt. Dies 
macht deutlich, daß der Flughafen für die 
Wirtschaft des Weserraumes, für die Bevöl­
kerung Bremens und seines Einzugsgebie­
tes von großer Bedeutung ist. 
Die CDU vertritt den Standpunkt, daß der 
Flughafen voll funktionsfähig und sicher 
sein muß. Entsprechende Maßnahmen zur 
Aufrechterhaltung der Sicherheit des 
Flugbetriebs und zur Anpassung des Flug­
hafens an geltende Sicherheitsvorschriften 
sind zu vollziehen. Dazu gehört die volle 
Nutzung der vorhandenen Start- und 
Landebahn einschließlich der Ochtumver­
legung aus Sicherheitsgründen. Senat und 
SPD müssen sich den Vorwurf gefallen las­
sen, daß sie das längst überfällige Konzept 
für eine Gesamtplanung des "Flughafens 
immer noch nicht vorgelegt haben. 
Die CDU vertritt die Ansicht, daß der in der 
unmittelbaren Nachbarschaft des Flugha­
fens wohnenden Bevölkerung für Schall­
schutzmaßnahmen an Wohngebäuden öf­
fentliche Mittel zur Verfügung gestellt · 
werden müssen. Die Entschädigungsrege­
lungen bei Schallschutzmaßnahmen sind 
schnell und unbürokratisch abzuwickeln. 
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Freie Träger 
Selbstorganisation muß vor allumfassender 
staatlicher Planung den Vorrang haben. 
Die CDU unterstützt daher die freien Trä­
ger, sei es in karitativen, sozialen, jugend­
pflegerischen, schulischen oder anderen 
Bereichen. Ausgehend von dem Grundsatz 
partnerschaftlicher Zusammenarbeit von 
öffentlichen und freien Trägem erkennt die 
CDU den freien Trägern einen Anspruch 
auf gesetzliche Fixierung ihrer Positionen, 
auf wirtschaftliche Sicherung zu angemes­
senen Bedingungen, auf freie Gestaltung 
ihrer Arbeit und auf Beteiligung an der So­
zialplanung zu. Für die Förderung der 
freien Träger spricht, daß sie auch nach den 
Feststellungen des Bremer Senats sehr viel 
weniger öffentliche Mittel benötigen als 
staatliche oder städtische Einrichtungen. 

Gewaltkriminalität 
Bei allgemein hohem Kriminalitätsstand 
ninunt die Gewaltkriminalität im Lande 
Bremen ständig zu. Ein Staat aber, der Le­
ben und Freiheit der Bürger nicht mehr 
wirkungsvoll schützen kann, hat eine sei­
ner wichtigsten Aufgaben verfehlt. Das 
Strafrecht muß daher so gestaltet werden, 
daß es den neuen Erscheinungsformen der 
Gewaltkriminalität, insbesondere der Gei­
selnahmeverbrechen, besser Rechnung 
trägt. Presse, Rundfunk und Fernsehen, 
Schulen und Hochschulen, Kirchen und 
Verbände müssen jeder Verherrlichung 
oder Verharmlosung der Gewalt entgegen­
treten. 
Notwendig sind verbesserter Schutz der 
Bürger und der Institutionen sowie der ver­
fassungsmäßigen Ordnung gegen Geisel­
nahme, Sprengstoff- und Brandanschläge, 
Straßenkriminalität und Rockerunwesen. 
Die Behinderung von Gerichtsverfahren 
durch Terrormaßnahmen, wie Richterbe­
drohung und Zeugennötigung, ist ener­
gisch abzuwehren. Die CDU fordert daher: 
- Beibehaltung der lebenslangen Frei-

heitsstrafe für Mord. 
- Erhöhung des Höchstmaßes der zeitigen 

Freiheitsstrafe für bestimmte Delikte der 
Schwerkriminalität von derzeit fünfzehn 
Jahren auf zwanzig Jahre. 
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Bestrafung der Bildung einer kriminel­
len Vereinigung und der Beteiligung an 
ihr als Verbrechen. · 

- Aufnahme des Verbots der sogenannten 
passiven Bewaffnung und der Maskie­
rung oder Unkenntlichmachung von 
Veranstaltungsteilnehmern in das Ver­
sammlungsrecht. 

- Strafandrohung für die Aufforderung zur 
Teilnahme an einer verbotenen Veran­
staltung. 

- Wiedereinführung der Strafdrohung in 
Fällen der öffentlichen Aufforderung zur 
Anwendung von Gewalt auch gegen Sa­
chen und der Befürwortung von Gewalt­
tätigkeiten sowie der Belohnung und Bil­
ligung von Straftaten. 

Hillmann-Grundstück 
Bei dem Hillmann-Grundstück handelt es 
sich wn eines der wenigen Areale, die noch 
unbebaut im Bereich der Innenstadt gele­
gen sind. Die CDU tritt für eine maßvolle 
Bebauung dieses Grundstücks ein. Die 
Wallanlagen dürfen durch einen zu errich· 
tenden Baukörper nicht beeinträchtigt 
werden. Die Birkenstraße ist für den 
Durchgangsverkehr auch weiterhin offen­
zuhalten. Die optimale bauliche Nutzung 
dieses Grundstücks muß im Rahmen eines 
durchzuführenden Architektenwettbe­
werbs gefunden werden. 
Der Senat hat durch eine völlig verfahrene 
und in sich widersprüchliche Baupolitik 
auch hierbei erneut dem Ansehen Bremens 
als Verhandlungspartner geschadet und 
einen Verlust von mehreren Millionen DM 
für den Haushalt der Stadtgemeinde Bre- · 
men verursacht (wie vorher bei Bauhof, 
Osttangente u. a . m.). 

Humanisierung der 
Arbeitswelt 
Mehr Menschlichkeit im Arbeitsleben zu 
verwirklichen, ist eine der großen Aufga­
ben unserer Zeit. Die notwendige Arbeits­
teilung ~d die sich daraus ergebende Spe· 
zialisierung, die Schwierigkeit, technische 
Entwicklungen und Zusammenhänge zu 
überblicken und zu verstehen sowie die 
fortschreitende Konzentration der Ent-

scheidungsprozesse in vielen Bereichen 
beeinträchtigen den einzelnen in der be­
wußten Mitgestaltung seiner Arbeitswelt 
und hemmen seine Selbstverwirklichung. 
Die sich daraus ergebenden Probleme und 
Konflikte zu lösen, ist Ziel einer auf die 
Humanisierung der Arbeitswelt ausgerich­
teten CDU-Politik. Dazu gehört die Mitbe­
stimmung am Arbeitsplatz, die dem einzel­
nen Mitverantwortung in der Arbeitswelt 
garantiert, seine Persönlichkeit fördert und 
ihn vor Fremdbestimmung schützt. Huma­
nisierung der Arbeitswelt bedeutet auch 
Schutz am Arbeitsplatz, Anwendung der 
Arbeitsmedizin, innerbetrieblichen Um­
weltschutz sowie Abbau der Nachteile, die 
sich für den einzelnen aus einem stark ar­
beitsteiligen Betriebsprozeß ergeben. Aber 
auch alle Bemühungen, die Gleichberech­
tigung der Frau am Arbeitsplatz zu ver­
wirklichen sowie für die Sicherung und 
entsprechende Gestaltung der Arbeits­
plätze für ältere :Mitarbeiter zu sorgen, ge­
hören zur Humanisierung der Arbeitswelt. 
Die CDU bekennt sich zu dem Grundsatz, 
daß die Wirtschaft dem Menschen dienen 
muß. Sie wird ihre Politik darauf ausrich­
ten, daß auch in Zukunft die Würde des 
Menschen der Eigengesetzlichkeit der 
Wirtschaft übergeordnet bleibt. 

Jugendarbeit und außer­
schulische Jugendbildung 
Jugendarbeit und außerschulische Ju­
gendbildung sind als eigenständige Teile 
der Jugendhilfe neben der Erziehung und 
Bildung in Familie, Schule und Beruf ein 
wesentliches Element für die positive Ent­
wicklung des jungen Menschen. Zur Errei­
chung dieses Zieles bedarf es nach Vorstel­
lung der CDU eines differenzierten und 
vielfältigen Angebots freier und öffentli­
cher Träger der Jugendhilfe. Die Arbeit der 
Jugendverbände soll jungen Menschen ein 
breites eigenverantwortliches Betäti­
gungsfeld eröffnen. Persönlicher· Einsatz 
und ehrenamtliches Engagement sind auch 
künftig unverzichtbar. Die Ausbildung der 
hauptberuflichen Fachkräfte ist praxisnah 
zu gestalten. Einseitigkeit und Indoktrina­
tion der Jugendarbeit sind mit unserer frei­
heitlichen Grundordnung unvereinbar. 

JugendhiHerecht 
Die Familie ist Ausgangspunkt und Grund­
lage für die freie EnUaltung des jungen 
Menschen. Die CDU bekennt sich deshalb 
zu einem Jugendhilferecht, das dem Wohl 
des Kindes in der Familie dient und die 
Hauptverantwortung für die Erziehung 
nicht auf staatliche Institutionen verlagert. 
Nach Auffassung der CDt; muß das neue 
Jugendhilfegesetz dem jungen Menschen 
konkrete Rechtsansprüche auf Leistungen 
der Jugendhilfe geben und gleichzeitig die 
personelle, fachliche und sachliche Grund­
ausstattung der öffentlichen und freien 
Träger der Jugendhilfe langfristig sichern. 
Die Jugendhilfe muß als gemeinsame Auf­
gabe von öffentlichen und freien Trägem 
gesetzlich verankert werden. Dazu gehört 
die Mitbestimmung der freien Träger bei 
der Planung und Durchführung der Ju­
gendhilfe sowie ihre Förderung durch die 
öffentliche Hand. 

Jugendkriminalität 
Der Anteil der minderjährigen Täter an der 
Gesamtzahl der Straffälligen im Lande 
Bremen ist in zehn Jahren von ca. 25 Pro­
zent auf 36 Prozent gestiegen. Diese Straf­
taten sind oft entwicklungsbedingt. Sie 
bergen aber die Gefahr endgültigen Ab­
gleitens in die Kriminalität in sich. Ursa­
chen dafür liegen unter anderem 
- in der Familie, wenn die Bindung zwi­

schen Eltern und Kind gelockert ist oder 
gestört wird, 

- im häufigen Wechsel der Eniehungsper­
sonen vor allem in der Schule, die eine 
„ Verwurzelung" kaum zuläßt, 

- in negativen Einflüssen in Arbeitswelt 
und Freizeit, 

- in der Nachahmung bestimmter Verhal· 
tensweisen oder Handlungsmuster, die 
den Jugendlichen nicht zuletzt durch die 
Massenmedien nähergebracht werden. 

Zur Venneidung und Verminderung der 
Jugend- und Kinderkriminalität und zur 
Resoziallsation jugendlicher Straftäter ist 
erforderlich: 
- wissenschaftliche Erforschung ihrer Ur­

sachen sowie eine sinnvolle Koordina­
tion dieser Arbeiten in Bund und Län­
dern, 
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- sinnvolle Freizeitgestaltung der Jugend­
lichen - z. B. in Spiel- und Sportanlagen 
- und ihre pädagogische Betreuung, be­
sonders in den Stadtteilen, in denen eine 
große Zahl der gefährdeten Jugendli­
chen lebt, 

- umfassende Informations- und Aufklä-
rungsarbeit 

Die Zusammenarbeit zwischen allen Insti­
tutionen, die sich mit der Bekämpfung der 
Jugendkriminalität befassen, muß ver­
stärkt werden. Die Aufgaben der Polizei 
haben subsidiären Charakter. Sie liegen in 
der Fernhaltung der Jugendlichen von ju­
gendgefährdenden Orten und in der Ab­
wehr von Gefahren, die Jugendlichen und 
Kindern durch Erwachsene drohen. 

Juristenausbildung 
Die CDU will die Ausbildung eines dem 
Recht im freiheitlichen demokratischen 
und sozialen Rechtsstaat verpflichteten Ju­
risten. Die CDU begrüß_t alles, was die Aus­
bildung strafft, intensiviert und vor allem 
jungen Menschen hilft, die genannten 
Grundsätze besser in die Praxis umzusetz­
en. In diesem Zusammenhang haben die 
Sozialwissenschaften ihren legitimen 
Platz. Die künftigen Richter und Staatsan­
wälte, Verwaltungsbeamten, Rechtsan­
wälte und Notare dürfen aber nicht, wie in 
der Universität Bremen, zu systemverän­
dernden Sozialingenieuren ausgebildet 
werden. 

Die Bürgerschaft, nicht die Universität, legt 
die Ausbildungsinhalte fest; der Senat, 
nicht die Universität, muß deren Einhal­
tung kontrollieren. Die bremische einstu­
fige Juristenausbildung muß daher im 
Sinne einer Anpassung an die Anforderun­
gen von Justiz Wld Verwaltung verändert 
Wld dem gesetzlich normierten Anspruch 
auf Gleichwertigkeit mit der bisherigen 
Ausbildung angepaßt werden. Die Ab­
schlußprüfungen für die Absolventen der 
bremischen einphasigen Juristenausbil­
dung sind gemeinsam mit den Assessor­
examen der zweiphasigen AusbildWlg 
durchzuführen. 
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Kinderspielplätze 
In unmittelbarer Nähe der Wohnungen 
müssen geeignete Kinderspielplätze vor­
handen sein. Das gilt insbesondere auch für 
die Altbaugebiete und die Neubauviertel 
mit einem hohen Anteil von Mehrfamilien­
häusern. Dazu reichen die Kinderspiel­
platzgesetze in Bremen und Bremerhaven 
nicht aus, die sich nur auf Kinderspiel­
plätze für kleinere Kinde beziehen. Vor al­
lem fehlen Spiel- und Bolzplätze für grö­
ßere Kinder. Die Kinderspielplatzflächen 
in Bremen und Bremerhaven entsprechen 
nicht den Forderungen des Goldenen Plans 
von 2m2 Spiel- und Freizeitfläche pro Ein­
wohner. Außerdem sollten alle größeren 
Spielplätze mit einem Spielplatzhaus und 
mit Betreuungskräften ausgestattet sein. 
Viele Entwicklungsschäden und Aggres­
sionen junger Menschen, die der Gesell­
schaft heute Probleme bereiten, sind nicht 
zuletzt auf das Fehlen solcher Frei- und 
Bewegungsräume im Kindesalter zurück­
zuführen. 

Kleingärtner 
Kleingärten bilden ebenso wie Parkanla­
gen die Grüngürtel einer Stadt- allerdings 
mit dem Unterschied, daß öffentliche Anla­
gen mit Steuergeldern unterhalten werden 
müssen, während der Kleingärtner für die 
Pflege seines Gartens selbst aufkommt. 
Gepflegte Kleingartenanlagen gehören zu 
den bliebtesten Spazierwegen. Sie wirken 
wie ein Magnet auf Besucher, was ihren 
hohen Freizeit- und Erholungswert unter­
streicht. Darüber hinaus leistet der Klein­
gärtner einen nicht zu unterschätzenden 
Beitrag zum Umweltschutz. 
Die CDU fordert deshalb, daß die vorhan­
denen und noch zu schaffenden Kleingar­
tengebiete in Bebauungsplänen ausgewie­
sen werden und daß keine Kündigungen 
von Pachtverträgen für Kleingärtner mehr 
erfolgen ohne verbindliche Wld termin­
gleiche Bereitstellung von Ersatzgelände. 

Kulturpolitik 
Die Kultur ist in aller Vielfalt ihrer Erschei­
nungen eine hwnane Gestaltungsform, die 
als Teil unserer Wirklichkeit Einfluß auf 

den einzelnen nimmt. Die Begegnung mit 
der Kunst, mit Musik und Literatur er­
schließt schöpferische Begabungen, Fä­
higkeiten und Neigungen des Menschen 
Wld regt Phantasie und Freude am Gestal­
ten an. 
Diese individuelle Ausdrucks- und Gestal­
tungsform ist staatlicher Planung, Verwal­
tung und Organisation weitgehend entzo­
gen. Der freiheitliche Staat kann deshalb 
seinen Kulturauftrag nur sinnvoll wahr­
nehmen, wenn er sich jenes Maß an Selbst­
beschränkung auferlegt. das allein den 
Freiheitsrawn des einzelnen garantiert. 
Die CDU lehnt deshalb die Monopolisie­
rungstendenzen der bremischen SPD-Kul­
turpolitik ab und fordert dafür den Verzicht 
auf reglementierende Eingriffe in die Ei­
genstaatlichkeit künstlerischen Schaffens. 
Die CDU wird sich für die Erhaltung und 
Förderung der traditionellen schöpferi­
schen Kreativität privater bremischer Kul­
tureinrichtungen einsetzen und sich jedem 
System staatlicher Einflußnahme wider­
setzen. 
Kultur ist keine „Gruppenkultur" , die nur 
den „kultivierten" Eliten unserer Gesell­
schaft vorbehalten ist und der deshalb mit 
staatlichen Mitteln für eine „Massenkul­
tur" begegnet werden muß. Staatliche Or­
ganisation Wld Planung von Kultur als ver­
ordnete Kultur von oben entzieht nicht nur 
dem individuellen Freiraum den Boden, 
sondern nähert sich bürokartischer Kultur­
zensur. 
Für die CDU ist vielmehr die Bewahrung 
der Bremer Kulturtradition mit ihren ge­
wachsenen Institutionen Aufgabe und 
VerpflichtWlg zugleich. Die CDU will den 
Freiraum schützen, in dem sich Kultur frei 
entwickeln kann. 

Landwirtschaft/ 
Landschaftspflege 
Die wirtschaftliche Bedeutung der Land­
wirtschaft im Lande Bremen ist begrenzt. 
Nur knapp 1 Prozent aller Beschäftigten ar­
beitet in der Landwirtschaft. Die Zahl der 
Betriebe belief sich im Jahre 1976 auf 800 
und ist rückläufig. Es ist aber darauf hin­
zuweisen, daß mehr als ein Drittel der Flä­
che des Landes Bremen landwirtschaftlich 

oder kleingärtnerisch genutzt wird. Aus 
diesen Zahlen wird ersichtlich, wie bedeut­
sam der Beitrag der Landwirtschaft für die 
Bremer Bevölkerung in der Bereitstellung 
und Pflege von NaherholWlgsgebieten ist. 
Die Landwirtschaft hat die Aufgabe, die 
vorhandene Kulturlandschaft soweit wie 
möglich zu erhalten, insbesondere die für 
Bremen charakteristischen Weideland­
schaften und Flußniederungsgebiete. Bei 
der Verfolgung land- und wasserwirt­
schaftlicher Maßnahmen ist den Zielen der 
Landschaftspflege Rechnung zu tragen. 

Lehrerausbildung 
Das Bremische Lehrerausbildungsgesetz 
schreibt die StufenlehrerausbildWlg vor. 
Die Jahresberichte der Universität, des 
Wissenschaftlichen Instituts für Schulpra­
xis und des Landesamtes für Schulpraxis 
und Lehrerprüfungen zeigen, daß der Stu­
fenbezug in der universitären Ausbildung 
kaum eingelöst wird und die Stufenlehrer 
nur bedingt einsetzbar sind. Daher kom­
men die weitaus meisten Referendare noch 
aus den anderen Bundesländern. Da zudem 
in Bremen Lehrer nur noch als „Lehrer im 
öffentlichen Schuldienst" eingestellt wer­
den, die in den Schulzentren des Sekun­
darbereichs I Haupt-, Real- oder Gymna­
sialschüler unterrichten sollen, ziehen 
viele Lehrer es vor, als Hauptschullehrer, 
Realschullehrer, Studienräte in anderen 
Bundesländern zu unterrichten. Betroffen 
ist davon vor allem der Unterricht in den 
Mangelfächern, also Musik, Kunst, Sport 
und Naturwissenschaften. 
Die Lehrerausbildung ist an die konkrete 
Gestalt des Schulwesens anzupassen. Bei 
einer stufenbezogenen Ausbildung ist si­
cherzustellen, daß die Lehrer auch in einer 
benachbarten Schulstufe unterrichten 
können. Dadurch wird eine flexiblere Ver­
wendung gewährleistet und sichergestellt, 
daß die Lehrer Unterrichtserfahrungen ei­
ner anderen Schulstufe in den Unterricht 
einbringen. 
- Lehrer müssen sichere Fach· und erzie­

hungswissenschaftliche Grundlagen­
kenntnisse beherrschen. 
Eine zu weitgehende fachwissenschaft­
liche Spezialisierung der Grundschul-
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lehrer ist pädagogisch und schulorgani­
satorisch abzulehnen. 

- Die Aufsicht des Staates über Ausbil­
dung und Prüfung der Lehrer dad nicht 
beeinträchtigt werden. 

- Die CDU wird bei der Ausgestaltung der 
Besoldung und der Arbeitsbedingungen 
(Pflichtstundenzahl) der Lehrer dafür 
sorgen, daß die Absolventen der Bremer 
Universität gegenüber langjährig unter­
richtenden Lehrern nicht ungerechtfer­
tigt bevorzugt werden. Sie wird im Rah­
men des rechtlich Möglichen vor allem 
die Arbeitsbedingungen der bisherigen 
Grund-, Haupt- und Realschullehrer den 
veränderten Umständen - u. a. wegen 
der Einführung der Orientierungsstufe 
und der Bildung von Schulzentren - an­
passen. 

Mitbestimmung in öüent­
lichen Unternehmen 
Die Mitwirkung von Arbeitnehmern in 
Aufsichtsräten von Kapitalgesellschaften 
der Privatwirtschaft geht aus von der An­
nahme, daß 
- Interessenkonflikte zwischen Anteils­

eignern und Arbeitnehmern im Rahmen 
des Unternehmens institutionell gelöst 
werden sollen, 

- das Unternehmen erwerbswirtschaftli­
chen Zwecken dient und dabei der ex­
ternen Kontrolle durch den Wettbewerb 
unterliegt. 

Die für die Privatwirtschaft erarbeiteten 
Mitbestimmungsvorstellungen eines 
Gleichgewichts von Kapital und Arbeit in 
Aufsichtsräten, die auch die CDU vertritt, 
können aber nicht auf die öffentlichen Un­
ternehmen übertragen werden, deren An­
teile sich ganz oder überwiegend in öffent­
licher Hand befinden. 
- Sie erfüllen den in der Satzung festge­

legten Zweck der öffentlichen Daseins­
vorsorge -wie die Versorgung mit Strom, 
Gas, Wasser oder der öffentliche Perso­
nennahverkehr -, dessen Einzelleistun­
gen durch politische und administrative 
Weisungen festgelegt werden. 

- Die Kontrolle über ihre Leistungen, ihre 
Zielrichtung, inhaltliche Gestaltung und 
Aufgabenstellung erfolgt nicht durch das 
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Konsumverhalten des Bürgers im Markt 
gegenüber konkurrierenden Anbietern 
von Einzelleistungen, sondern durch 
Ausübung des Wahlrechts zum Landes­
parlament und zu den Kommunalpar­
lamenten. 

Die Verantwortung für die Entwicklung der 
Gemeinde und damit für Leistungen, Ziel­
richtung, inhaltliche Gestaltung und Auf­
gabenstellung des öffentlichen Unterneh­
mens hat nur das jeweilige Parlament; sie 
darf ihm nicht entzogen werden, und es 
darf sich ihrer nicht entledigen. Eine domi­
nierende bzw. paritätische Mitbestimmung 
der Beschäftigten führt zur Schwächung 
des parlamentarisch-demokratischen Re­
präsentativsystems und privilegiert die Be­
schäftigten, die ihrerseits das Wahlrecht 
auch noch ausüben. Die Vertreter der öf­
fentlichen Hand (Senat/Magistrat bzw. 
Bürgerschaft/Stadtverordnetenversamm­

lung) müssen in jedem Stadium des Wil­
lensbildungsprozesses in den Aufsichtsrä­
ten eines öffentlichen Unternehmens die 
Entscheidung zumindest dann an sich zie­
hen oder binden können, wenn unmittelbar 
oder mittelbar die Stadtgemeinde politisch 
oder finanziell verpflichtet wird, z.B. wenn 
öffentliche Mittel für das öffentliche Unter­
nehmen oder von ihm ausgegeben werden 
sollen, wie bei Preisgestaltung oder Inve­
stitionspolitik. 
Die Einführung der vollen Parität bedeutet, 
daß die Vertreter der öffentlichen Hand nur 
die Hälfte der Aufsichtsratssitze und damit 
keine Mehrheit mehr haben. Die CDU hält 
eine solche Regelung für unvereinbar mit 
der Verfassung. Nach Auffassung der CDU 
müssen Bürgerschaft/Stadtverordneten­
versammlung und Senat/Magistrat auf­
grund ihrer auf allgemeine, gleiche und 
freie Wahlen zurückgehenden Verantwor­
tung für alle Bürger jederzeit in der Lage 
sein, mit ihrer Mehrheit ihren öffentlichen 
Auftrag zu erfüllen. 
Durch die Einführung der paritätischen 
Mitbe11timmung sollen sämtliche Vertreter 
der parlamentarischen Opposition aus den 
Aufsichtsräten gedrängt werden. Die CDU 
tritt deshalb dafür ein, daß die Arbeitneh­
mervertreter in den Aufsichtsräten bis zu 
einer Drittelparität mitwirken, um ihre· ei­
genen Interessen vertreten zu können. 

Mittelstand 
Grundpfeiler der sozialen Marktwirtschaft 
ist eine ausgewogene Struktur von Klein-, 
Mittel- und Großbetrieben. Daher bedarf es 
einer großen Anzahl leistungsfähiger klei­
ner und mittlerer Unternehmen. Sie sind 
Teil unserer pluralen Gemeinschaft und 
garantieren den Wettbewerb als wesentli­
ches Struktwmerkmal dieser Wirtschafts­
ordnung. 
Die Erhaltung der Leistungs- und Wettbe­
werbsfähigkeit der mittelständischen Un­
ternehmen, die Förderung der freien Berufe 
sowie die Verbesserung der Möglichkeiten 
der Existenzgründung sind wesentliche 
Teile der ·CDU-Wirtschaftspolitik. Gerade 
dieser Unternehmenskreis ist im Wettbe­
werb besonders benachteiligt, weil 
- der Staat immer mehr Verwaltung auf 

die Unternehmen abgeschoben hat, 
- er mit Auflagen belastet ist, deren Kosten 

zwar das Großunternehmen, nicht aber 
der Kleinbetrieb tragen kann, 

- der Zugang zu Eigen- und Fremdkapital 
schwieriger wird, 

- das Wettbewerbsrecht den Leistungs­
wettbewerb nicht ausreichend fördert, 

- das Steuerrecht die kleinen und mittle­
ren Unternehmen benachteiligt, 

- die Gesetzgebung zu einseitig auf die 
Belange der Großunternehmen abge­
stellt wird. 

Um die Gesamtsituation der mittelständi­
schen Wirtschaft im Lande Bremen zu ver­
bessern, hat die CDU im Januar 197'i' zum 
zweitenmal den Entwurf eines Mittel­
standsförderungsgesetzes zur Beratung in. 
die Bremische Bürgerschaft eingebracht (s. 
a. Abschnitt Mittelstand im Aktionspro­
gramm). 

Neue Soziale Frage 
Eine Sozialpolitik, die den Anspruch er­
hebt, mehr Menschlichkeit und mehr so­
ziale Gerechtigkeit zu verwirklichen, muß 
Antworten auf die sozialen Probleme ihrer 
Zeit geben. Die CDU hat als erste politische 
Kraft erkannt, daß zu den Konflikten zwi­
schen Kapital und Arbeit Konflikte zwi­
schen organisierten und nicht organisier­
ten Interessen, Erwerbstätigen und nicht im 
Berufsleben stehenden Menschen, Mehr-

heiten und Minderheiten getreten sind. Der 
Staat als Anwalt des Gemeinwohls hat die 
Aufgabe, die Machtlosen und die Minder­
heiten in der Gesellschaft im Wettstreit um 
die materiellen und immateriellen Güter zu 
schützen. Hier stellt sich die Neue Soziale 
Frage. 
Die Neue Soziale Frage erfordert eine neue 
soziale Politik. Sie ist soziale Ordnungspo­
litik. Ihre Handlungsprinzipien sind: 
- Die sozialen Leistungen müssen auf die 

wirklich Hilfsbedürftigen konzentriert 
werden. 

- Durch eigene Leistung oder Aufopferung 
für die Gemeinschaft erworbene Rechts­
ansprüche verdienen besonderen 
Schutz. 

- Die sozialen Leistungen müssen huma­
ner und wirtschaftlicher erbracht und so 
geordnet werden, daß ihre soziale Wirk­
samkeit erhöht wird. 

- Es ist besser, die Entstehung sozialer 
Übel zu verhindern, als sie nachträglich 
zu beseitigen. Deshalb müssen bereits in 
den Planungen die wirtschaftlichen und 
sozialen Gesichtspunkte berücksichtigt 
werden. 

Numerus clausus 
Intensive Bildungswerbung und Erschlie­
ßung neuer Abiturienten-Schichten sowie 
die Verlängerung der Studienzeiten haben 
trotz ungeheurer Investitionen im Hoch­
schulbereich zu einem Fehlbestand an Stu­
dienplätzen zumindest bei den sogenann­
ten harten Numerus-clausus-Fächern ge­
führt. Zugleich sind die Kosten der Stu­
dienplätze auf durschnittlich weit über 
100000 DM gestiegen. DemNwnerus clau­
sus kann also nicht mit dem forcierten Bau 
neuer Studienplätze abgeholfen werden, 
zumal wegen der rapide sinkenden Gebur­
tenzahlen spätestens von 1985 an mit ei­
nem Rückgang der Abiturientenzahlen -
und damit der Studentenzahlen - zu rech­
nen ist. Zwn Abbau des Numerus clausus 
müssen die Studienzeiten durch sachge­
rechte Studienreformen ohne Senkung des 
wissenschaftlichen Niveaus herabgesetzt 
werden; die Abschlüsse der Fachhochschu­
len sind-auch bei Einstellungen im öffent­
lichen Dienst - aufzuwerten, wn die Zahl 
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der Uberwechsler von den Fachhochschu­
len in die Universitäten herabzusetzen; das 
Zahlenverhältnis von Lehrenden und Ler­
nenden ist zur Oberwindung der bestehen­
den Engpässe zu vergrößern; schließlich 
dürfen die Hochschulen nicht durch vor al­
lem ideologisch bestimmte Reformexperi­
mente zusätzlich belastet werden. 
Dariiber hinaus sind die Hochschulen da­
durch zu entlasten, daß attraktive Auf­
stiegswege auch für diejenigen geschaffen 
werden, die nicht studiert haben. Grund­
sätzlich müssen - auch beim Staat -
gleichwertige berufliche Ziele über ein 
Hochschulstudium ebenso wie über eine 
durch wissenschaftliche Zusatzqualifika­
tion angereicherte berufliche Ausbildung 
erreicht werden können. 

Partnerrente 
Das CDU-Modell der Partnerrente ist die 
Antwort auf die gegenwärtigen Mängel 
unseres Alterssicherungssystems unter 
dem Gesichtspunkt der Gleichberechti­
gung von Mann und Frau. Mit dem Modell 
der Partnerrente unternimmt die CDU den 
Versuch, die Rentenansprüche gerechter 
als bisher auf Mann und Frau aufzuteilen. 
Die Partnerrente ist mit Ausnalune der Ko­
sten für die Erziehungsjahre kostenneutral 
konzipiert. Sie ist in ihren Einzelheiten 
ausreichend flexibel angelegt, um nach 
ausführlichen versicherungsmathemati­
schen Berechnungen eine Kostenneutrali­
tät zu gewährle isten. 
Mit der Schaffung einer eigenständigen Al­
terssicherung will die CDU die Wahlfrei­
heit der Frau zwischen Berufs- und Haus­
frauentätigkeit erhöhen. Danach sollen 
künftig 
- Witwe und Witwer etwa 75 Prozent der 

gemeinsamen Rentenansprüche erhal­
ten, die finanzielle Situ.ation der Haus­
frau würde also wesentlich verbessert, 

- nicht erwerbstätige Hausfrauen bei Inva­
lidität aufgrund ihrer eigenen Renten­
anwartschaften eine Rente erhalten, 

- Erziehungsjahre rentensteigernd ange­
rechnet werden, 

- Beitragszeiten, die noch nicht die gesetz­
lich vorgeschriebene Basiszeit von 15 
Jahren erfüllen, sowie die beitragslosen 
Zeiten nicht mehr verfallen. 
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Pflegefamilien 
Die Betreuung der Pflegefamilien und der 
heilpädagogischen Pflegestellen für ver­
haltensgestörte junge Menschen muß ver­
stärkt werden, um Heimerziehung auf die 
Fälle zu beschränken, in denen eine Erzie­
hung in der eigenen Familie oder in einer 
Pflegefamilie trotz aller Hilfen durch Fach­
kräfte für die Familie nlcht mehr möglich 
ist Die rechtliche Ausgestaltung der Pfle­
geverhältnisse ist zu verbessern und das 
Pflegegeld so zu bemessen, daß es auch 
eine Anerkennung der pädagogischen Lei­
stung der Pflegeeltern beinhaltet. Die 
Heimerziehung bedarf besonders ausge­
bildeter Fachkräfte und einer familienähn­
lichen Strukturierung. 

Privatisierung 
Die CDU wird der privaten Initiative in un­
serem Staat wieder mehr Raum geben. 
Deshalb müssen, wo immer dieses möglich 
ist, auch geeignete öffentliche Aufgaben 
auf Private übertragen werden. 
Die nachfolgend aufgeführten Punkte von 
grundsätzlicher Bedeutung sollen als Min­
destanforderungen bei Entstaatlichungs­
maßnahmen Berücksichtigung finden: 
- Eine Privatisierung öffentlicher Aufga­

ben darf nur erfolgen, wenn die jeweili­
gen Leistungen allen Bürgern dauerhaft 
und ohne Abstriche an Qualität und 
Quantität zur Verfügung gestellt wer­
den. 

- Der Besitzstand der betroffenen Arbeit­
nehmer aus dem öffentlichen Dienst be­
züglich der Arbeitsbedingungen und der 
sozialen Leistungen ist dabei zu wahren. 

- Vor einer Vergabe von Leistungen an 
private Dritte ist darauf zu achten, daß 
nur Firmen zum Zuge kommen, die tarif­
vertra.gsfähig sind und Tariflöhne zah­
len. Die Firmen müssen der Sozialversi­
cherungspflicht nachkoIIU:nen. 

Privatschule 
Schulen in freier Trägefschaft bereichern 
und ergänzen das Bildungsangebot Sie 
sind Bestandteil einer freiheitlichen Staats­
und Gesellschaftsordnung und sind oft 
Schrittmacher der pädagogischen Weiter-

entwicklung. Sie entlasten Staat und Ge­
meinden finanziell. Eltern und Schüler ha­
ben so die Wahl zwischen Schulen ver­
schiedener Prägung. Die CDU begrüßt, daß 
durch eine Reihe von Neugründungen von 
Privatschulen das Bildungsangebot ver­
größert wird. 
Die Alternative zur verfehlten Schulpolitik 
des SPD-Senats kann aber nicht allein die 
Gründung von· Privatschulen sein, da diese 
nur eine Minderheit von Schülern aufneh­
men können. Die CDU wird daher das bre­
mische öffentliche Schulwesen insgesamt 
wieder mehr an den Wünschen und Vor­
stellungen der Eltern sowie den Bedürfnis­
sen der Schüler orientieren. 

Radio Bremen 
Die CDU tritt für einen selbständigen Bre­
mer Sender ein. Dieser kann allerdings 
nicht Selbstzweck sein. Art. 5 GG beinhal­
tet vor allem das Recht des Bürgers auf In­
formationen. Die Sendungen des Rund­
funks sollen von demokratischer Gesin­
nung und unbestechlicher Sachlichkeit ge­
tragen sein. Der Rundfunk hat sich mit al­
len Kräften für die Ideale von Freiheit, Ge­
rechtigkeit, Wahrheit, Duldsamkeit und 
Achtung vor der einzelnen Persönlichkeit 
einzusetzen. 
Die CDU will, daß 
- die Stellen bei Radio Bremen nach fach­

lichen Gesichtspunkten, nicht aufgrund 
des SPD-Parteibuches besetzt werden, 

- die Oberparteilichkeit der Mitarbeiter 
der Rundfunkanstalt Prinzip ihrer jour­
nalistischen Arbeit ist, 

- eine unabhängige Kontrolle Radio Bre­
mens als einer öffentlich-rechtlichen An­
stalt nur durch von der Allgemeinheit 
beziehungsweise gesellschaftlichen 
Gruppen legitimierten Vertreter erfolgt, 

- das Intendantenprinzip beibehalten 
wird, weil eine klare personengebun­
dene Verantwortung besser ist als die 
Letztverantwortung durch ein kollekti­
ves Gremium. 

Rechtspflege 
Grundlage für friedliches Zusammenleben 
in der modernen Gesellschaft·ist das Ver­
trauen in die Handlungsfähigkeit einer 

funktionsfähigen und unabhängigen Ju­
stiz. Die „dritte Gewalt" im Lande Bremen 
aber ist durch Personalmangel, schlechtes 
Arbeitsklima und Bevorzugung von SPD­
Genossen bei Beförderungen gekenn­
zeichnet. Unerträglich lange Verfahren 
kommen einer Rechtsverweigerung nahe. 
Im Interesse größerer Gerechtigkeit und 
eines verbesserten Schutzes der Bevölke­
rung sind Straftäter unverzüglich anzukla­
gen und abzuurteilen. Hierzu gehört auch 
die rigorose Heranziehung der Verantwort­
lichen zum Ersatz bei Gewalttaten und 
Demonstrationen angerichteter Schäden. 
- Durch zusätzliche Richterstellen, wei-

tere Stellen für nichtrichterliches Perso­
nal, verbesserte Gerichtsorganisation, 
Rationalisierung der Gerichtsverwal­
tung, Entlastung der Richter und Staats­
anwälte durch Hilfskräfte und den Ein­
satz technischer Hilfsmittel ist eine Ver­
kürzung der Prozeßdauer zu erreichen. 
Ein Justizentwicklungsplan muß den 
mittelfristigen Personalbedarf der bre­
mischen Justiz ermitteln, so daß der 
Rückstand an unerledigten Prozessen 
innerhalb von zwei Jahren abgebaut 
wird. 

- über den Bundesrat ist die Vereinheitli­
chung des Verfahrensrechts für alle 
Zweige der Gerichtsbarkeit anzustre­
ben, um die Verfahren zu beschleunigen 
und dadurch den Rechtsschutz für die 
Bürger zu erhöhen. 

Rente 
Die CDU hat 1957 die bruttolohnbezogene 
dynamische Rente geschaffen, die auch in­
ternational als Beispiel einer vorbildlichen 
Sozialpolitik gilt. Diese in der Nachkriegs­
zeit bedeutendste Sozialreform darf nicht 
staatlicher Willkür anheimgestellt und rui­
niert werden. Die CDU hält nach wie vor an 
der bruttolohnbezogenen dynamischen 
Rente fest. 
Auch in Zukunft wird die CDU durch eine 
erfolgreiche Wirtschaftspolitik und durch 
eine leistungs- und sachgerechte Ausge­
staltung der gesetzlichen Rentenversiche­
rung die Verläßlichkeit der Grundlagen 
unserer Altersversorgung und die Teilhabe 
der Rentner am wirtschaftlichen Fortschritt 
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garantieren. Die Rentenversicherung be­
ruht auf dem Generationenvertrag. Die je­
weils arbeitende Generation sorgt durch 
ihre Beiträge für die Sicherung des Ein­
kommens der nicht mehr arbeitenden Ge­
neration und durch Kinder für den Bestand 
der Gemeinschaft. Bestand kann der Gene­
rationenvertrag nur haben, wenn beide 
Leistungen als ebenbürtige Leistungen 
zum Generationenvertrag anerkannt wer­
den. Dies zu sichern ist Aufgabe der gesetz- . 
liehen Ordnung des Generationenvertra­
ges. 

Schiffahrt 
Die deutsche Handelsschiffahrt hat in der 
Wirtschaft des Landes Bremen einen hohen 
Stellenwert, von dem die Hafenwirtschaft 
und die Werften profitieren. Etwa 25 Pro­
zent der deutschen Handelsflotte hat ihren 
Heimatsitz im Lande Bremen. 
Seit etwa 1969 hat die deutsche Schiffahrt 
einen tiefgreüenden Strukturwandel erfah­
ren. Neue Schiffstypen wie Vollcontainer­
schiffe, Roll-on-roll-off-Schiffe und Lash­
schiffe zwangen zu erheblichen Investitio­
nen und zum Verkauf konventioneller und 
überalteter Tonnage. Dieser Prozeß kann 
noch nicht als abgeschlossen betrachtet 
werden. 
Die Seescbiffahrt bedrängen viele Proble­
me, wie Verfall des US-Dollar, gestiegene 
Bunkerpreise infolge Rohöl preisanstieg, 
Frachtenverfall bedingt durch Überkapazi­
täten in der Tanker- und Massengutfahrt, 
erhebliche Frachteinbußen der deutschen 
Linienreeder wegen Dumpingraten der öst­
lichen Staatshandelsländer (COMECON), 
Unsicherheit ob und wann der UNCTAD 
CODEX für Llnienschiffahrt in Kraft tritt, 
Unsicherheit neuerdings auch wegen einer 
von den Rohstoffländern angestrebten La­
dungsaufteilung in der Massengutfahrt 
(Manila-Konferenz). 
Die CDU wird sich dafür einsetzen , daß die 
bestehenden internationalen Wettbe­
werbsverzerrungen zuerst im Rahmen der 
EG abgebaut werden. Die UN-Konvention 
über einen Verhaltenskodex für Linienkon­
ferenzen muß so schnell wie möglich in 
Kraft treten. Die Wettbewerbsverzerrungen 
müssen z. T. durch nationale Hilfen ausge-
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glichen werden, und die deutsche Han­
delsschiffahrt muß durch bilaterale Ab­
kommen vor dirigistischen Maßnahmen 
anderer Schiffahrtsnationen geschützt 
werden. Nach Auffassung der CDU muß die 
deutsche Schiffsbesetzungsordnung geän­
dert werden, um ein weiteres Ausflaggen 
der deutschen Handelsflotte zu verhindern. 
Die Ergebnisse der gemeinsamen Arbeits­
gruppe der Küstenländer und der Ver­
kehrsminister „Auffassur.gen und Zielvor­
stellung zur Seeschiffahrtspolitik" müssen 
schnell in konkrete Hilfen für die betroffe­
nen Schiffahrtsuntemehmen umgesetzt 
werden. 

Schülermitbestimmung 
Die CDU bekennt sich zum Mitbestim­
mungsrecht für Schüler. Sie tritt für deren 
Beteiligung an den Mitbestimmungsorga­
nen der Schule ein. Mitbestimmung in der 
Schule ist jedoch kein Selbstzweck, sie darf 
auch nicht zum Hauptanliegen der Schule. 
werden. Der Hauptauftrag der Schule 
bleibt nach wie vor Wissensvermittlung 
und Erziehung. Diesem Ziel ist auch die 
Mitbestimmung unterzuordnen. Sie stellt 
aber - wenn sie sinnvoll gehandhabt wird­
eine gute Hilfe zur Erreichung dieses Zie­
les dar. 
Die Schülervertretungen sind in den Mei­
nungsbildungsprozeß der Bildungsbe­
hörde stärker einzubeziehen. Sie haben das 
Recht auf rechtzeitige, umfassende und 
verständliche Information. 

Schulwege 
Die von der SPD betriebene Schaffung von 
Schulzentren und die Integration von 
Hauptschule, Realschule und Gymnasium 
führt zwangsläufig zu Mammutanstalten 
und damit zu immer längeren Schulwegen. 
Insbesondere dürfen daher trotz des inzwi­
schen eingetretenen Schülerschwundes 
nicht noch mehr Grundschulen aufgelöst, 
sondern diese müssen gegebenenfalls ein­
zügig geführt werden, so daß grundsätzlich 
in jedem Ortsteil eine Grundschule be­
steht. Auch die Verlegung der Berufsschu­
len an den Rand der Stadt führt zu Schul­
wegen quer durch Bremen, die keinem Be­
rufsschüler zugemutet werden sollten. 

Selbständige 
Eine funktionsfähige Marktwirtschaft be­
darf der ständigen Belebung durch die 
Gründung und Entfaltung neuer selbstän­
diger Existenzen. Eine größere Zahl selb­
ständiger Existenzen bedeutet mehr Wett­
bewerb und mehr Arbeitsplätze. Darüber 
hinaus erfüllt sie jedoch nicht nur ein wich­
tiges wirtschafts-, sondern auch ein we­
sentliches gesellschaftspolitisches Anlie­
gen: Die Förderung von mehr VieHalt in 
unserer Gesellschaft. 
Bremen hat eine unterdurchschnittliche 
Selbständigenquote. Die bisherige Förde­
rung von Existenzgründungen ist unzurei­
chend. Die CDU wird sich dafür einsetzen, 
daß die Voraussetzungen für die Gründung 
und Entfaltung selbständiger Existenzen 
ini Land Bremen verbessert werden. Dies 
gilt besonders für die Ausweitung einer ko­
stenlosen· l3eratuiig durch die Selbstver­
waltungsorgane der Wirtschaft, für den 
Abbau bürokratischer Hemmnisse sowie 
für eine niedrigere Steuerbelastung in den 
ersten Jahren nach Gründung einer selb­
ständigen Existenz. 

Soziale Marktwirtschaft 
Die CDU vertritt ein dynamisches Konzept 
der sozia len Marktwirtschaft als ein wirt­
schafts- und gesellschaftspolitisches Pro­
gramm für alle Bürger. Die Grundlagen 
sind 
- Leistung und soziale Gerechtigkeit, 
- Wettbewerb und Solidarität, 
- Eigenverantwortung und soziale Siche-

rung. 
WiI wollen die soziale Marktwirtschaft so 
fortentwickeln, daß die persönliche Initia­
tive gestärkt und immer mehr Teilhabe am 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Fortschritt verwirklicht wird. Die soziale 
Marktwirtschaft steht im Gegensatz zur so­
zialistischen Einengung freiheitlicher 
Rechte, zur Vergesellschaftung von Pro­
duktionsmitteln und zu unkontrollierten 
Wirtschaftsformen liberalistischer Prä­
gung. Sie ist privilegienfeindlich und rich­
tet sich gegen jeden staatlichen Dirigis­
mus. Die soziale Marktwirtschaft ist wie 
keine andere Ordnung geeignet, 

- persönliche Freiheit, 
- Gleichheit der Chancen, 
- Eigentum, 
- wachsenden Wohlstand und 
- sozialen Fortschritt 
für alle Bürger zu verwirklichen un d zu si­
chern. Neue wirtschaftliche und soziale 
Bedingungen stellen Anforderungen an die 
Anpassungs- und Leistungsfähigkeit die­
ses Wirtschaftssystems. Die CDU wird die 
soziale Marktwirtschaft entsprechend den 
neuen Anforderungen ständig fortentwik­
keln. 

Sport 
Die zunehmende Freizeit erhöht das Inter­
esse an sportlicher Betätigung und damit 
die Anforderungen an die Sportvereine. 
Der Sport ist für die erzieherische, gesund­
heitliche und soziale Betreuung der Bevöl­
kerung unersetzlich. Die Schaffung ausrei­
chender Möglichkeiten sportlicher Betäti­
gung durch Bau von Sportanlagen und För­
derung der Sportvereine ist daher ein Teil 
der öffentlichen Daseinsvorsorge und Teil 
der Gesundheitspolitik. Die Vereine sind 
ohne öffentliche Hilfe außerstande, i1'..re 
gesellschaftspolitischen Aufgaben zu er­
füllen. 
Schon vor Jahren hat die CDU daher das 
mittlerweile verabschiedete Bremische 
Sportförderungsgesetz vorgelegt. Der Sport 
bedarf der kontinuierlichen und ausrei­
chenden Förderung. Die CDU vertraut auf 
die Bereitschaft und die Fähigkeit der 
freien Träger des Sports, ihre Aufgaben in 
eigener Verantwortung und Selbstverwal­
tung zu leisten. Es muß genug Sporteinrich­
tungen geben, die Übungsleiter und Trai­
ner müssen vernünftig bezahlt, die Vereine 
organisatorisch unterstützt werden. Für 
den Berufssport gelten andere Kriterien. 
Breiten- und Leistungssport müssen 
gleichberechtigt gefördert werden, denn 
sie bedingen einander: Das Ansehen des 
Sports ist auch abhängig von den Leistun­
gen der Spitzensportler. 
Im Schulsport müssen drei Stunden pro 
Woche Sportunterricht erteilt und ausge­
bildete Sportlehrer in ausreichender Zahl 
eingestellt werden. Zusätzlich müssen die 
Schulhöfe zur aktiven Pausengestaltung 
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umgestaltet und außerhalb der Unter­
richtszeit allen Kindern geöffnet werden. 
Die Schulsportanlagen müssen, wo immer 
möglich, den Sportvereinen zur Benutzung 
überlassen werden. 
Das Sportangebot für Behinderte und zur 
Rehabilitation ist erheblich zu erweitern. 
Behindertensportvereinen und Sportverei­
nen, die sportliche Angebote zur Rehabili­
tation machen wollen, sind daher ver­
stärkte Hilfen zur Erreichung dieses Zieles 
zu gewähren. 

Steuerreform 
Die Belastung mit Steuern und Abgaben 
hat die Grenze der Leistungsfähigkeit der 
Bürger erreicht. Das geltende Recht muß 
daher im Rahmen einer umfassenden und 
stufenweise zu verwirklicll.enden Steuerre­
form den gesellschafts- u."ld wirtschaftspo­
litischen Zielen entsprechend neu gestaltet 
werden. Bei dieser Reform muß den Zielen 
der Steuervereinfachung, der Steuerge­
rechtigkeit und der überschaubarkeit des 
Steuersystems Rechnung getragen werden. 
Die Bremer CDU stellt sich eine fortschritt­
liche Steuergesetzgebung vor, die folgende 
Bedingungen erlüllt: 
- durch eine Neugestaltung des Lohn- und 

Einkommenssteuertarifs sind die Ar­
beitseinkommen gleichmäßiger zu bela­
sten und ist eine gerechtere Vermögens­
verteilung herbeizuführen, 

- durch die Senkung der substanzbesteu­
emden Tarife bei der Gewerbesteuer ist 
die Eigenkapitalausstattung insbeson­
dere der kleinen und mittleren Unter­
nehmen zu fördern, 
allen Schichten der Bevölkerung muß 
die Teilhabe am Produktivkapital der 
Volkswirtschaft ermöglicht werden, 

- eine wettbewerbsneutrale Gestaltung 
des Steuersystems muß die Be dingungen 
der internationalen Konkurrenzfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft stärker berück­
sichtigen, eine Harmonisierung der 
Steuersysteme in der EG anstreben, 
durch einfachere Ausgestaltung den 
Verwaltungsaufwand verringern und 
übersichtlicher für die betroffenen Bür­
ger sein, 
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Steuerhinterziehungen besser zu erlas­
sen in der Lage sein und der Steuerflucht 
wirksam entgegenwirken können. 

Strafvollzug 
hn Vollzug der Freiheitsstrafe soll der Ge­
fangene fähig werden, künftig in sozialer 
Verantwortung ein Leben ohne Straftaten 
zu führen. Der Vollzug der Freiheitsstrafe 
dient auch dem Schutz der Allgemeinheit 
vor weiteren Straftaten. An diesem Ziel ist 
das Bestreben nach Wiedereingliederung 
von Straftätern auszurichten und findet es 
seine Grenzen. Die Strafe hat zudem auch 
Sühnecharakter für begangen~s Umecht. 
In zum Teil abbruchwürdigen Justizvoll­
zugsanstalten sowie mit völlig überlaste­
tem Personal ist ein auf Resozialisation 
ausgerichteter Strafvollzug abernicht mög­
lich. Die Versorgung der Justizvollzugsan­
stalten mit qualifiziertem Personal reicht 
nicht aus. Das Land Bremen beschäftigt im 
Vergleich zum Bundesgebiet die wenig­
sten Bewährungshelfer. Eine Reform des 
derzeitigen Strafvollzugs in Bremen ist un­
abdingbar. Dazu gehört auch Hilfe zur Re­
sozialisation. Bevor jedoch höchst unzu­
länglich mit Reformvorhaben begonnen 
wird, müssen die vorhandenen Anstalten 
wenigstens funktionsfähig erhalten bezie­
hungsweise gemacht werden. Vor allem 
aber ist eine zügige, verbesserte Aus- und 
Fortbildung des vorhandenen Personals 
notwendig. 

Suchtgefahren 
Unter den Begriff „Drogen" fallen nicht nur 
die sogenannten Rauschmittel, sondern 
auch Arznei- und Giftstoffe. Die Erfahrung 
der letzten Jahre hat gezeigt, daß der Miß­
brauch von Drogen gewissen Modeströ­
mungen unterliegt. Häufigste Einstiegs­
droge ist heute der Alkohol. 
Die Alkohol-, Rauschmittel- und Medika­
mentensucht hat ein besorgniserregendes 
Ausmaß angenommen. Insbesondere steigt 
der Anteil der Alkoholkranken in unserer 
Gesellschaft. Die nachteiligen Folgen für 
den einzelnen, seine Familie und die Ge­
sellschaft sind groß, der volkswirtschaftli­
che Schaden ist erheblich. Die Sucht und 

insbesondere die Sucht bei Jugendlichen 
ist daher angesichts der schweren Gefah­
ren für die Persönlichkeitsentwicklung, die 
Gesundheit und die Leistungsfähigkeit der 
heranwachsenden Generation ein beson­
deres familienpolitisches, gesellschaftli­
ches und volkswirtschaftliches Problem. 
Die CDU sieht als Maßnahme zur Sucht­
verhütung den Schwerpunkt der Suchtbe­
kämpfung in der Aufklärung. 
Dabei sind vorrangig: 
- Stärkung des Gesunden und insbeson­

dere der gesunden Familie als Leitbild 
der Jugend, 

- Vermeidung der Verharmlosung des Al­
kohol-, Rauschmittel- und Medikamen­
tenmißbrauchs, 

- Vermittlung der Erkenntnis, daß Pro­
bleme nicht durch Drogen gelöst werden 
können, und Aufklärung insbesondere 
von Eltern, Ärzten, Lehrern, Kindern und 
Jugendlichen über die Folgen der Ab­
hängigkeit von Alkohol, Rauschmitteln 
und Medikamenten, 

- Ausbau von Beratungsstellen mit ausrei­
chend qualifizierter personeller Beset­
zung, 

- Abbau bürokratischer und rechtsformel­
ler Barrieren bei der Behandlung von 
Suchtkranken. 

Im Rahmen der Drogenbekämpfung ist 
eine härtere Bestrafung derjenigen not­
wendig, die als Geschäftemacher Leben 
und Gesundheit vieler Menschen, insbe­
sondere Jugendlicher, ruinieren. 

Theater 
Eine der wichtigsten kulturpolitischen 
Aufgaben der komm.enden Jahre ist die Sa­
nierung der Theater in der Stadtgemeinde 
Bremen. Die CDU wird sich für eine effi­
zientere Nutzung der Spielstätten der 
Theater einsetzen, wobei als Garantie für 
das künstlerische Niveau des Drei-Spar­
ten-Theaters der Bau eines neuen oder der 
großzügige Umbau des alten Theaters in 
Angriff genommen werden muß. 
Durch.Änderung des Bremischen Personal­
vertretungsgesetzes ist sicherzustellen, daß 
bei der Einstellung des künstlerischen Per­
sonals des Stadttheaters Bremerhaven der 
Personalrat mitwirkt, wenn der betreffende 

Bedienstete dies wünscht (Tendenzschutz). 
Neben den Theatern in Bremen und Bre­
merhaven gibt es auch eine Vielzahl von 
privaten und Laienbühnen, die der staatli­
chen Unterstützung bedürfen. Die CDU 
wird sich dafür einsetzen, daß die vielfäl­
tige Struktur des Sprechtheaters im Land 
Bremen erhalten und lebensfähig bleibt. 

Universität 
Die Bremer Universität wird den Anforde­
rungen an Lehre und Forschung, wie sie in 
einer modernen, auch durch Leistung ge­
prägten Gesellschaft entstehen, nicht ge­
recht. Sie ist hochschulpolitisch und in der 
Fachwelt in die Isolation geraten, weil die 
Bremer SPD sie als „Gegenuniversität" 
wollte und will. 
Die durch das Bremische Hochschulgesetz 
von 1977 festgeschriebene Politisierung 
der Entscheidungsgremien und der damit 
verbundene Zentralismus ihrer Entschei­
dungsstrukturen lähmen die Initiative der 
für Lehre und Forschung Verantwortlichen. 
Die kostspielige und zeitaufwendige Gre­
mienarbeit ist auf ein Mindestmaß zu be­
schränken. 
Qualität und Leistungsfähigkeit von Lehre 
und Ausbildung müssen dem Standard der 
anderen deutschen Hochschulen entspre­
chen, damit die Abschlußqualifikationen in 
den anderen Bundesländern uneinge­
schränkt anerkannt werden können. 
Ein weiterer Ausbau der Universität ist 
hochschulpolitisch und finanzpolitisch 
heute nicht zu verantworten. Zunächst 
einmal müssen die bestehenden Fachbe­
reiche im organisatorischen Ablauf wie in 
der wissenschaftlichen Arbeit Leistungen 
erbringen, die aber obie eine grundle­
gende Strukturveränderung nicht bewirkt 
werden können. 

Verbraucher 
hn Interesse dP.r VP.rbraurhe:r ist ein ausrei­
chender Wettbewerb notwendig. Ein weit­
gefächertes Angebot von Produkten und 
Dienstleistungen entspricht der Vielfalt 
menschlicher Bedürfnisse am besten. 
Jede den Wettbewerb mindernde Konzen­
tration schränkt diese Vielfalt und die 
Wahlfreiheit der Konsumenten ein. Um die 
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Wahrnehmung dieser Wahlfreiheit zu ver­
bessern, muß die Verbraucherposition ge­
stärkt werden. Damit wird zugleich der 
Wettbewerb auch von der Nachfrageseite 
her gefördert. Hierzu muß der Markt für 
den Verbraucher durchsichtig bleiben. 
über Warenangebote zu unterrichten, ist 
das Recht und der Sinn der Werbung. Ge­
genüber unseriöser Werbung muß das Ver­
braucherbewußtsein durch entsprechende 
Beratung und Aufklärung geschärft wer­
den. 

Verbrauchermärkte 
Die CDU ist der Auffassung, daß die wei­
tere Errichtung von Großprojekten des Ein­
zelhandels wie Einkaufszentren, Verbrau­
chermärkte und entsprechende Einkaufs­
einrichtungen für den Endverbraucher ein 
Ausmaß annehmen kann, das die Lebens­
fähigkeit unserer Stadtkerne, die Funk­
tionsfähigkeit unserer Gemeinwesen und 
die notwendige Nahversorgung der Bevöl­
kerung beeinträchtigen wird. 
Die CDU fordert, die planungsrechtlichen 
Grundlagen auszubauen und Genehmi­
gungen im Rahmen der jeweiligen Rechts­
lage u. a. unter Beachtung folgender Krite­
rien zu erteilen: 
- wo ihre Erschließung durch entspre­

chende Verkehrsflächen und -anlagen 
sowie ausreichende Stell- und Park-
plätze gesichert ist, . 

- wo die bestehende bauliche und ver­
kehrliche Struktur des betreffenden Ge­
bietes dem zu erwartenden Verkehrs­
aufkommen gewachsen ist, 

- wo sie die Entwicklung einer funktions­
fähigen Stadt- oder Stadtteilstruktur 
nicht nachteilig beeinträchtigen, die 
Nahversorgung der Bevölkerung nicht 
gefährden und keine unzumutbaren Be­
lästigungen und Störungen für die Um­
gebung erzeugen. 

Vermögensbildung 
Die freiheitliche Wirtschaftsordnung der 
sozialen Marktwirtschaft basiert auf den 
Prinzipien Leistung, Wettbewerb und Pri­
vateigentum auch an den Produktionsmit­
teln. Die Beteiligung vieler Bürger am Ka­
pital der Wirtschaft stärkt diese Wirt-
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schaftsfonn und fördert die soziale Partner­
schaft. Sie steigert die Investitionsfähigkeit 
der deutschen Unternehmen und schafft 
auf diese Weise zukunftssichere Arbeits­
plätze. 
Sparförderung und Eigentumsbildung sind 
wichtige Ziele des vermögenspolitischen 
Programms der'CDU. Eine Vermögensbil­
dungspolitik muß solange unvollständig 
bleiben, wie sie nicht auch die Beteiligung 
breiter Schichten der Bevölkerung am PrO­
duktivvermögen der Volkswirtschaft an­
strebt. Eine solche Politik ist eine Kampfan­
sage an die Gegner unserer Gesellschafts­
ordnung, sie ist die konsequente Alterna­
tive und überzeugende Antwort auf kollek­
tivistische Vorstellungen. Die CDU lehnt 
daher alle Pläne ab, in denen die Beteili­
gung der arbeitenden Menschen am Pro­
duktivkapital durch die Einbringung die­
ser Anteile in zentrale Fonds bei Entzug der 
Verfügungsrechte für die Anteilseigner er­
reicht werden soll. 
Die CDU will insbesondere, daß 
- Eigentum beim Arbeitnehmer zusätzlich 

geschaffen wird, über das er frei verfü­
gen kann, 
allen Arbeitnehmern ein verfügbares 
Miteigentum am Produktivvermögen 
ermöglicht wird, · 

- der Freiheitsspielraum des einzelnen für 
eine persönliche und eigenverantwortli­
che Lebensgestaltung erweitert wird, 

- vermehrt Kapital für Investitionen, 
Wachstum und Vollbeschäftigung be­
reitgestellt und breite Schichten an der 
zukünftigen Kapitalbildung beteiligt 
werden. 

Wegen ideologischer Schwierigkeiten in 
der Bonner SPD/FDP-Koalition ist es bisher 
nicht gelungen, die Beteiligung der Ar­
beitnehmer am Produktivvermögen durch­
zusetzen. Da auch der Sachverständigemat 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli­
chen Entwicklung die Idee des Beteili­
gungslolu).es im Sinne der CDU favorisiert, 
wird die CDU in ihrem Bemühen nicht 
nachlassen, dieses Ziel zu erreichen. 

Volkshochschule 
Die Volkshochschulen sind öffentliche 
Weiterbildungseinrichtungen. Sie müssen 
daher ein bedarfsdeckendes und bedürf-

nisweckendes Veranstaltungsangebot für 
alle und nicht nur für ausgewählte Bürger­
interessen machen. Spezielle Zielgruppen 
können zwar besonders angesprochen 
werden, aber die Bildungsarbeit darf nicht 
ausschließlich auf Problemgruppen ausge­
lichtet sein. Bildung in der Volkshoch­
schule darf nicht nur das Lernen der Inter­
essendurchsetzung sein, sondern sollte ge­
rade dazu beitragen, ein Verständnis für 
das Anderssein zu ermöglichen. In diesem 
Rahmen haben die Volkshochschulen 
Lehr-, Informations- und Programmfreiheit. 
Als nachgeordnete Dienststelle des Sena­
tors für Wissenschaft und Kunst in Bremen 
beziehungsweise des Magistrats in Bre­
merhaven haben diese die Dienst-, Fach­
und Rechtsaufsicht voll wahrzunehmen. 
Insbesondere muß in der Bremer Vollcs­
hochschule die Politisierung der Bildungs­
inhalte und Veranstaltungen abgebaut 
werden, die zu einem starken Rückgang 
der Besucherzahlen geführt hat. 
Damit besser als bisher die Offenlegung 
der Finanzierung, der Programminhalte 
und Ziele, der Arbeitsformen und der Teil­
nehmerstatistik gewährleistet ist, fordert 
die CDU ein eigenes Volkshochschulge­
setz für Bremen. 

Wachstum 
Wirtschaftliches Wachstum ist kein Selbst­
zweck. Es ist vielmehr die Voraussetzung, 
um Arbeitsplätze und Ausbildungsplätze 
in ausreichendem Maße zur Verfügung zu 
stellen, unser bewährtes System der sozia­
len Sicherung zu erhalten, die öffentlichen 
Aufgaben zu finanzieren, den Verteilungs­
kampf zu entschärfen, individuelle Frei­
räume zu sichern und nicht zuletzt unsere 
Verpflichtung gegenüber den Entwick­
lungsländern zu erfüllen. 
Die CDU tritt deshalb dafür ein, in Bremen 
verstärkt Indust.'i.e- und Gewerbebetriebe 
mit fortgeschrittener Technologie anzusie­
deln. Wo allerdings Wachstum zu einer un­
vertretbaren Beeinträchtigung der natürli­
chen Umwelt führt, muß notfalls auf solches 
Wachstum und damit auf verbundene Ein­
kommensmehrung verzichtet werden. Die 
Strukturpolitik muß den sich ständig ver­
ändernden Bedingungen des qualitativen 
Wachstums Rechnung tragen. 

Werften 
Der Schiffbau ist einer der wichtigsten 
Wirtschaftszweige im Lande Bremen. Die 
bremische Werftindustrie hat ihren Be­
schäftigtenstand seit 1975 um mehr als 
6000 Personen abgebaut. Allein im Jahre 
1978 verringerten die Werften im Lande 
Bremen die Zahl ihrer Mitarbeiter um mehr 
als 2000 Personen. 

Die Ursachen dieser Entwicklung sind 
Welt-Tonnageüberhang, geringe Auf­
tragseingänge bei stark schrumpfenden 
Auftragsbeständen, weltweite Werftüber­
kapazitäten, internationale Wettbewerbs­
verzerrungen. In Anbetracht der Bedeu­
tung der Werftindustrie auch für die Bun­
desrepublik insgesamt fordert die CDU 
verstärkte nationale Hilfen. 

Die CDU im Lande Bremen tritt darüber 
hinaus dafür ein, daß auch das Land Bre­
men alle im Rahmen seiner finanziellen 
Möglichkeiten liegenden Maßnahmen 
ausschöpft, um den Werften in Bremen und 
Bremerhaven die Anpassungsschwierig­
keiten im internationalen Schiffbauwett­
bewerb zu erleichtern. 

Ein wesentliches Instrument dieser Politik 
ist die übernahme von Landesbürgschaften 
zur Schiffbaufinanzierung und zur Liquidi­
tätssicherung bei den Werften. Die Her­
gabe dieser Mittel darf jedoch nicht mit 
Zwangsauflagen verbunden werden, die 
darauf hinauslaufen, eine Verstaatlichung 
dieses Wirtschaftszweiges herbeizuführen. 

Die Überlegungen zu einer Werftenneu­
strukturierung in Bremerhaven bieten hier­
für ein aktuelles Beispiel. Maßgebliche 
Kreise der Bremer SPD versuchen, mit mas­
sivem Druck eine W erftenfusion in Bre­
merhaven herbeizuführen, um anschlie­
ßend dieses Unternehmen zu verstaatli­
chen. Die CDU lehnt eine solche Politik 
eindeutig ab. Die Verstaatlichung be­
schafft dem zukünftigen neuen Werftbe­
trieb keinen einzigen zusätzlichen Auftrag 
und ist auch nicht geeignet, langfristig die 
Arbeitsplätze zu sichern. Dies nicht zuletzt 
auch deswegen, weil der Bremer Senat 
über kein zukunftweisendes Fusionskon- · 
zept verfügt. 
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Wirtschaftskriminalität 
Die Wirtschaftskriminalität- wie zum Bei­
spiel Konkursmanipulationen, Großbetrü­
gereien, Steuer- und Abgabehinterzie­
hung, Subventionsschwindel - steht in ih­
rer Gefährlichkeit für Staat und Gesell­
schaft anderen schweren Straftaten in 
nichts nach. Der Schaden erreicht jährlich 
Milliardenbeträge. 

Unsere freiheitliche Wirtschaftsordnung 
erlaubt kein so dichtes Netz von Kontrollen, 
daß Mißbräuche ganz ausgeschlossen wer­
den können. Nötig sind aber 

- die Überprüfung des Wirtschaftsrechts, 
um durch Klarheit, Einfachheit und Be­
schränkung auf unumgängliche Rege­
lungen Anreize zur Kriminalität zu ver­
meiden, 

- wirksamere kriminologische Erfassung 
und Auswertung durch Polizei und Wis­
senschaft - die Arbeitsergebnisse sind 
laufend den Strafverfolgungsbehörden 
zu vermitteln, Wissen und jahrelange Er­
fahrungen der Steuer- und Zollfahndung 
sind zu nutzen, 

- Beseitigung der Mängel des Gesell­
schaftsrechts, insbesondere die ungenü­
gende Haftung und Aufsichtspflicht, der 
Mißbrauch von Gesellschaftsformen vor 
allem der zwei- und dreistufigen Gesell­
schaften, die unzureichenden Grün­
dungsetfordernisse, undurchschaubaren 
Firmentätigkeiten und Löschungen von 
Unternehmen, 
bessere personelle und sächliche Aus­
stattung von Gerichten, Staatsanwalt­
schaft, Polizei und Gewerbeaufsichtsbe­
hörden, damit sie die Wirtschaftskrimi­
nalität wirksam verfolgen können; in 
Bremen ist die Personallage vor allem 
bei der Staatsanwaltschaft so schlecht, 
daß bei Fristen von zwei und mehr Jah­
ren zwischen Einleitung eines Ermitt­
lungsverfahrens und Erheben der An­
klage vom Stillstand der Rechtspflege 
gesprochen werden muß. 

- Überprüfung der Vergabeordnung für 
Aufträge der öffentlichen Hand, 

- Erweiterung der Kontroll- und Steue­
rungsbefugnisse der Bundesaufsichts­
ämter für das Kreditwesen und das Ver­
sicherungs- und Bausparwesen. 
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